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Vorbiatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Spar-Prämiengesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Verbürgte Darlehensforderungen von Arbeitnehmern gegen 
den Arbeitgeber sind zwar als vermögenswirksame Leistungen 
nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz, nicht jedoch nach 
dem Spar-Prämiengesetz begünstigt. Eine Gleichbehandlung mit 
anderen begünstigten Sparformen erscheint sowohl im Inter- 
esse der Arbeitnehmer als auch der Unternehmen — insbeson- 
dere im mittelständischen Bereich — geboten. 


B. Lösung 

Einbeziehung der nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz 
als vermögenswirksame Leistungen begünstigten Darlehens- 
forderungen von Arbeitnehmern gegen den Arbeitgeber in 
den Katalog der prämienbegünstigten Anlageformen des Spar- 
Prämiengesetzes. 

Bei einer Stimmenthaltung im Ausschuß angenommen. 


C. Alternativen 

keine 


D, Kosten 

Durch Gewährung zusätzlicher vermögenswirksamer Leistungen 
der Arbeitgeber an ihre Arbeitnehmer dürfte ein Mehraufwand 
an Prämien und Zulagen in Höhe von ungefähr 5 Millionen DM 
pro Sparjahr entstehen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach), 
Dr. Burgbacher, Gewandt und der Fraktion der CDU/CSU ein- 
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Spar-Prämiengesetzes 

— Drucksache VI /2 135 — 


A. Bericht des Abgeordneten Opitz 


Der Gesetzentwurf — Drucksache W2135 — wurde 
in der 123. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
13. Mai 1971 an den Finanzausschuß federführend 
sowie an den Ausschuß für Wirtschaft und den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung zur Mitberatung 
überwiesen. Der Ausschuß für Wirtschaft hat in sei- 
ner Stellungnahme vom 20. Januar 1972 dem Gesetz- 
entwurf zugestimmt. Die Stellungnahme des mitbe- 
ratenden Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
liegt noch nicht vor. Im Falle einer abweichenden 
Stellungnahme dieses Ausschusses wird der vorlie- 
gende Bericht mündlich ergänzt werden. 

Nach § 2 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes 
ist die Anlage von vermögenswirksamen Leistungen 
auch in Form von Darlehensforderungen gegen den 
Arbeitgeber begünstigt. Von dieser Anlageform 
wurde trotz der teilweise sehr günstigen Zinsange- 
bote der Arbeitgeber bisher deshalb kaum Gebrauch 
gemacht, weil die Arbeitnehmer bei dieser Spar- 
form — im Gegensatz zu anderen Anlageformen 
nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz — nicht 
zusätzlich eine Sparprämie nach dem Spar-Prämien- 
gesetz in Anspruch nehmen können. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß der Katalog der 
begünstigten Anlageformen des Spar-Prämienge- 
setzes um die Anlageform der Begründung von Dar- 
lehensforderungen gegen den Arbeitgeber erwei- 
tert wird. Dadurch wird diese Anlageform zu einer 
echten Alternative gegenüber anderen Anlagefor- 
men nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz; 
soweit sich Arbeitnehmer für diese Anlageform ent- 
scheiden, wird erreicht, daß insoweit die Liquidität 
dem Unternehmen erhalten bleibt, ein Umstand, der 


namentlich für die mittelständischen Unternehmen 
von erheblicher Bedeutung ist. 

Die vom Finanzausschuß vorgeschlagene Fassung 
bestimmt, daß eine Sparprämie für ein dem Arbeit- 
geber gewährtes Darlehen beansprucht werden kann, 
wenn die Aufwendungen vermögenswirksame Lei- 
stungen im Sinne des § 3 des Dritten Vermögens- 
bildungsgesetzes sind, die über den geschuldeten 
Arbeitslohn hinaus erbracht werden und den für die 
Arbeitnehmer-Sparzulage geltenden Höchstbetrag 
(§ 12 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes) nicht 
überschreiten. Die Aufwendungen können nach der 
Art von allgemeinen Sparverträgen und nach der 
Art von Sparverträgen über vermögenswirksame 
Leistungen erbracht werden. Die für diese Sparver- 
träge geltenden Vorschriften finden auf die Dar- 
lehensverträge entsprechende Anwendung. 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind erstmals auf 
Sparbeiträge anzuwenden, die auf Grund von Ver- 
trägen erbracht werden, die nach dem Tag der Ver- 
kündung des Gesetzes abgeschlossen werden. Da- 
durch wird die Möglichkeit geschaffen, daß für die 
ab diesem Zeitpunkt abgeschlossenen Sparverträge 
auch die Sparprämie in Anspruch genommen werden 
kann. Als Einzahlung auf die begünstigten Dar- 
lehensverträge können u. a. auch vermögenswirk- 
same Leistungen, die der Arbeitnehmer auf Grund 
bereits bestehender Tarifverträge erhält, verwendet 
werden. 

Namentlich soweit Arbeitgeber durch die vorge- 
sehene Regelung dazu veranlaßt werden, durch zu- 
sätzlich vermögenswirksame Leistungen an ihre 
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Arbeitnehmer mehr als bisher von den Möglichkei- 
ten des Dritten Vermögensbildungsgesetzes Ge- 
brauch zu machen, entstehen Aufwendungen für Prä- 
mien und Zulagen. Die entstehenden Kosten sind 
schwer zu schätzen; sie dürften sich auf ungefähr 
5 Millionen DM pro Sparjahr belaufen. 

Bonn, den 16. Juni 1972 

Opitz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2195 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 16. Juni 1972 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Opitz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Dnidcsadie VI/3542 


Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach) , 
Dr. Burgbacher, Gewandt und der Fraktion der CDU/CSU ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Spar- 

Prämiengesetzes 

— Drucksache VI/2135 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Spar-Prämiengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 5. August 1970 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1213) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 5 wird hinter der Klammer der 
Punkt durch ein Komma ersetzt. 

b) Hinter Nummer 5 wird die folgende Num- 
mer 6 eingefügt: 

„6. Vermögenswirksame Leistungen, die der 
Arbeitgeber für den Arbeitnehmer 
entsprechend den Vorschriften des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes er- 
bringt als Aufwendungen des Arbeit- 
nehmers zur Begründung von Darlehens- 
forderungen gegen den Arbeitgeber zu 
einem Zinsfuß von mindestens vier vom 
Hundert. Voraussetzung ist eine Sperr- 
frist von sechs Jahren. Der Darlehens- 
vertrag muß durch ein Kreditinstitut ver- 
bürgt sein. Die Kosten der Bürgschaft 
muß der Arbeitgeber tragen. Die Anlage 
ist nur mit Zustimmung des Arbeitgebers 
zulässig." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Spar-Prämiengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung vom 
5. August 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1213) wird wie 
folgt geändert: 

1, § 1 wird wie folgt geändert: 

Buchstabe a entfällt 

b) In Absatz 2 wird die folgende Nummer 6 
eingefügt: 

„6. Aufwendungen zur Begründung von 
Darlehnsforderungen gegen den Arbeit- 
geber, wenn 

a) die Aufwendungen vermögenswirk- 
same Leistungen im Sinne des § 3 
des Dritten Vermögensbildungsge- 
setzes sind, die über den geschuldeten 
Arbeitslohn hinaus erbracht werden 
und den für die Arbeitnehmer-Spar- 
zulage geltenden Höchstbetrag (§ 12 
des Dritten Vermögensbildungsge- 
setzes) nicht überschreiten, 

b) das Darlehen mit mindestens 4 vom 
Hundert zu verzinsen und 
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Entwurf Beschlüssedes 6. Ausschusses 

c) der Darlehensvertrag durch ein Kre- 
ditinstitut auf Kosten des Arbeitge- 
bers verbürgt ist. 

Die Aufwendungen können erbracht wer- 
den 

a) nach der Art von allgemeinen Spar- 
verträgen oder 

b) nach der Art von Sparverträgen über 
vermögenswirksame Leistungen." 

c) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Die in Absatz 2 Nr. 1 bis 3 bezeichneten 
Sparbeiträge müssen bei ihrer Einzahlung, 
die in Absatz 2 Nr. 4 und 5 bezeichneten 
Wertpapiere, Anleiheforderungen, Anteil- 
scheine und Schuldbuchforderungen unver- 
züglich nach ihrem Erwerb, die in Absatz 2 
Nr. 6 bezeichneten Sparbeiträge bei der Be- 
gründung der Darlehensforderung festgelegt 
werden. In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1, 
4 Buchstabe a, Nr. 5 und 6 Satz 2 Buchstabe a 
beträgt die Festlegungsfrist sechs Jahre. Die 
in Absatz 2 Nr. 2, 3, 4 Buchstaben b und c 
und Nr. 6 Satz 2 Buchstabe b bezeichneten 
Sparraten müssen sechs Jahre lang geleistet 
werden; dabei endet die Festlegungsfrist für 
alle auf Grund eines Vertrages geleisteten 
Sparbeiträge oder erworbenen Wertpapiere, 
Anleiheforderungen oder Anteilscheine 
gleichzeitig nach Ablauf von sieben Jahren. 
Die Festlegungsfrist beginnt am 1. Januar, 
wenn der Vertrag vor dem 1. Juli, und am 

1. Juli, wenn der Vertrag nach dem 30. Juni 
des betreffenden Kalenderjahres abgeschlos- 
sen worden ist. Als Zeitpunkt des Vertragsab- 
schlusses im Sinne dieses Gesetzes gilt 

1. bei Sparbeiträgen im Sinne des Absatzes 2 
Nr. 1 und 4 Buchstabe a der Tag der Ein- 
zahlung und bei Sparbeiträgen im Sinne 
des Absatzes 2 Nr. 6 Satz 2 Buchstabe a 
der Tag der Begründung der Darlehens- 
forderung, 

2. bei Sparbeiträgen im Sinne des Absatzes 2 
Nr. 2, 3 und 4 Buchstaben b und c der 
Tag der ersten Einzahlung und bei Spar- 
beiträgen im Sinne des Absatzes 2 Nr. 6 
Satz 2 Buchstabe b der Tag der Begrün- 
dung der ersten Darlehensforderung, 

3. bei Sparbeiträgen im Sinne des Absatzes 
2 Nr. 5 der Tag des Erwerbs." 


2. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Im Falle des § 1 Abs. 2 Nr. 6 ist der Antrag 
an das Kreditinstitut zu richten, das den Dar- 
lehensvertrag verbürgt hat," 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 . 


2. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält die folgende Fassung: 

„Im Falle des § 1 Abs. 2 Nr. 6 ist der Antrag 
an das Kreditinstitut zu richten, das den 
Darlehensvertrag verbürgt hat." 

b) unverändert 
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Drucksadle VI/3542 


Entwurf 


Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, das Spar-Prämiengesetz in der nach diesem 
Gesetz geltenden Fassung mit neuem Datum und 
in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und 
Unstimmigkeiten im Wortlaut zu beseitigen. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des §13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. Es ist erstmals auf das Kalender- 
jahr 1970 anzuwenden. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält die folgende Fassung: 

„(4) Die Vorschrift des § 1 Abs. 2 Nr. 6 ist 
erstmals auf Sparbeiträge anzuwenden, die 
auf Grund von nach dem . . . (Tag der Ver- 
kündung des Gesetzes) abgeschlossenen 
Verträgen geleistet werden.“ 

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 9 werden Ab- 
sätze 5 bis 10. 


Artikel 2 

entfällt 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsver- 
ordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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